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Anbieter: Daimler AG, Mercedesstraße 137, 70327 Stuttgart.

Auf zu neuen Ufern.
Mercedes-Benz Fahrhilfen. Jetzt ab Werk. Ganz gleich ob Sie Ihr Weg ins Büro führt, Sie Freunde besuchen oder einfach 
ins Grüne fahren möchten – Sie können Ihre Ziele unabhängig erreichen und dabei Mobilität genießen, auch mit Handicap! 
Die Mercedes-Benz Fahrhilfen ermöglichen es Ihnen, in vielen Fällen völlig autark zu sein. So lässt sich zum Beispiel in fast 
allen Mercedes-Benz Fahrzeugen mit Automatikgetriebe ein zweites Gaspedal auf der linken Seite im Fußraum montieren. 
Mehr Infos unter: www.mercedes-benz.de/fahrhilfen

Diana Schütz trägt seit ihrer Kindheit eine Prothese. Mit ihrem Motto „Anpfiff ins Leben“ motiviert sie andere Menschen  
mit Amputationen, neue Aktivitäten auszuprobieren.
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„Wer Inklusion will, sucht Wege.

Wer sie nicht will, sucht Begründungen“

Sehr geehrte Vertrauenspersonen, 
liebe Leserinnen und Leser, 

pünktlich zur Beratung des sogenannten Bundesteilhabe­
gesetzes (BTHG) und des Pflegestärkungsgesetzes III 
(PSG III) erscheint die neue hcp Journal-Ausgabe. Beide 
Gesetze sind richtungsweisend für die Inklusion von Men­
schen mit Behinderung. Das BTHG wird künftig im Teil 3 
das weiterentwickelte Schwerbehindertenrecht beinhalten. 
Ein wichtiger Schritt, denn der Arbeitsbereich der Schwer­
behindertenvertretung wächst stetig, nicht zuletzt auch we­
gen einer immer älter werdenden Belegschaft. 

Als behindertenpolitischer Sprecher der CDU/CSU-Bun­
destagsfraktion habe ich 2003 den Antrag zur Einführung 
einer „Unwirksamkeitsklausel“ eingebracht. Die Regelung 
würde bedeuten, dass Entscheidungen des Arbeitgebers, 
die behinderte Arbeitnehmer betreffen, unwirksam bleiben, 
wenn die SBV nicht ausreichend darüber informiert worden 
ist. Damals wurde der Antrag abgelehnt und auch heute ist 
im Entwurf keine Rede davon. Die Klausel würde kein zu­
sätzliches Mitspracherecht einräumen, wie Kritiker behaup­
ten, sondern die aktuelle Rechtslage stärken. Schwerbe­
hindertenvertreter schildern mir leider immer wieder, dass 
die bestehenden Regelungen in der Praxis nicht umgesetzt  
werden. Doch die Kompetenz der SBV spielt in Einstel­
lungs- und Versetzungsverfahren sowie beim betrieblichen 
Eingliederungsmanagement von Mitarbeitern mit Behinde­
rungen eine wichtige Rolle. 

Vertrauenspersonen werden ja auch nicht ohne Grund so 
genannt. Wie wichtig ihre Arbeit ist, zeigt sich beispielswei­
se bei psychischen Beeinträchtigungen, wenn Betroffene 
zunächst nicht mit ihrem Vorgesetzten darüber sprechen 
möchten. 

Am 22. und 23. September 2016 wird mit der ersten Le­
sung des Gesetzentwurfs das parlamentarische Verfahren 
zur Beratung des BTHG beginnen, in dem auch über die 
vielen Änderungsanträge von Verbänden beraten wird. Ein 
wichtiger Schritt zur Betroffenenbeteiligung wird die öffent­
liche Sachverständigenanhörung, die voraussichtlich am 
17. Oktober 2016 stattfinden wird, darstellen. 

Ich werde mich im Rahmen des BTHG weiterhin für die 
Rechte der SBV einsetzen. Für Ihre wichtige Arbeit wün­
sche ich Ihnen viel Erfolg und verbleibe mit meinem Motto: 
„Wer Inklusion will, sucht Wege. Wer sie nicht will, sucht 
Begründungen“. 

Ihr 

Hubert Hüppe 
Mitglied des Deutschen Bundestages 

Manuskripte: redaktion@hcp-journal.de

Anzeigen: werbung@hcp-journal.de

Tel. (040) 36 15 75 -55

Fax (040) 36 15 75 -15

Heft 03/2016 (Sept.): 	 12.08.2016

Heft 04/2016 (Dez.): 	 11.11.2016

Heft 01/2017 (März): 	 10.02.2017

Heft 02/2017 (Juni):	 12.05.2017
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„Gemeinsam viel(e) erreichen“

Liebe Vertrauenspersonen,
sehr geehrte Leserinnen und Leser,

das Bundesteilhabegesetz (BTHG) ist in aller Munde und 
erneut bleibt die Möglichkeit ungenutzt, notwendige und 
konsequente Ergänzungen vorzunehmen. Hubert Hüppe be­
schreibt in seinem Grußwort (Seite 4), worum es geht: Es 
wird kein Mitspracherecht begehrt, sondern für die Beteili­
gungsrechte der Vertrauenspersonen die notwendige Konse­
quenz und Nachhaltigkeit eingefordert. Dass bereits 2003 von 
ihm die Einführung einer „Unwirksamkeitsklausel“ gefordert 
wurde, erschreckt – allerdings weniger inhaltlich, sondern zeit­
lich! In über 13 Jahren war es politisch nicht durchsetzbar, die­
sen logischen Passus aufzunehmen. Und ein “Happy End” ist 
auch heute nicht in Sicht: In dem neuen BTHG-Entwurf fehlt 
dieser wichtige Zusatz. Und wie sehr die Stärkung der Be­
teiligungsrechte erforderlich ist, wurde auch auf den Sinziger 
Schlossgesprächen, die auf Einladung von Hans Diedenhofen 
am 19.7.2016 stattfanden, deutlich. Denn die Bundesarbeits­
gemeinschaft der betrieblichen Schwerbehindertenvertretun­
gen in Deutschland e.V. (BbSD) hat eine Umfrage unter Ver­
trauenspersonen durchgeführt und belegt erhebliche Defizite. 
Lesen Sie hierzu den Beitrag von Heidi Stuffer auf Seite 20.        

Die Initiative für Inklusion präsentiert in dieser Ausgabe die 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrts­
pflege (BGW) und zeigt, dass Inklusion auch mit vielen kleinen 
Aktionen funktioniert. Wichtig ist, dass sie konsequent verfolgt 
wird. Hierzu bietet Rebecca Hellwege als Vertrauensperson bei 

der BGW interessante Einblicke. Lesen Sie hierzu mehr ab 
Seite 13.  

Der Hamburger Inklusionspreis 2016 wird von der ARGE 
Vertrauenspersonen – Hamburger Wirtschaft und der Stadt 
Hamburg gemeinsam verliehen an Unternehmen, die sich bei 
der Ausbildung und/oder Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderung besonders engagieren. Die diesjährige Preisver­
leihung fand im Rathaus Hamburg statt (Seite 21) und ehrt 
zwei bekannte Unternehmen.      

Obgleich nahezu jedem bekannt ist, dass im Laufe des Le­
bens das Hörvermögen geringer wird, oder auch Unfall 
oder Krankheit zur Beeinträchtigung führen können, besteht 
erheblicher Handlungsbedarf, sich als Unternehmen hieraus 
angemessen einzurichten. Die Beratungsstelle handicap bietet 
hierzu nützliche Informationen sowie eine eigene Veranstal­
tung (Seite 8).

      
 
Herzliche Grüße

Jens Nübel
Vorsitzender des Vorstandes
redaktion@hcp-journal.de
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Martina Bondzio 
Tchibo GmbH 
Tel. (040) 6 36 89 - 830
martina.bondzio@arge-sbv.de

Allgemeine Fragen und Themen der 
Schwerbehindertenvertretung

i

Axel Brackmann
MusikProducta 
Tel. (040) 49 29 26 34
axel.brackmann@arge-sbv.de

Barrierefreiheit im öffentl. Raum und Ver- 
bindung in die Hamburger Bürgerschaft

i

Nadja Buhre
Deutsches Schauspielhaus 
Hamburg
Tel. (040) 2 48 71 - 4 53 
nadja.buhre@arge-sbv.de

Weiterbildung, chronische Erkrankungen, 
SBV- und Betriebsversammlungen

i

Christos Choulouris
Tesa SE 
Tel. (040) 49 09 - 48 29 
christos.choulouris@arge-sbv.de

Betriebliches Eingliederungsmanagement, 
psychische Erkrankungen

i

Jürgen Ehlers 
KLE Klinik Logistik 
Eppendorf GmbH 
Tel. (040) 74 10 - 5 46 89 
juergen.ehlers@arge-sbv.de

Allgemeine Fragen und Themen der 
Schwerbehindertenvertretung

i

Alexander Främcke 
Einhorn-Presse Verlag 
Verwaltung GmbH
Tel. (040) 36 15 75 - 55
alexander.fraemcke@arge-sbv.de

Presse- u. Öffentlichkeitsarbeit, Netzwerk 
der Vertrauenspersonen in Deutschland

i

Rebecca Hellwege 
Berufsgenossenschaft für 
Gesundheitsdienst
Tel. (040) 2 02 07 - 11 71
rebecca.hellwege@arge-sbv.de

Allgemeine Fragen und Themen der 	
Schwerbehindertenvertretung

i

Frauke Hüttmann 
Vattenfall Wärme 
Hamburg GmbH 
Tel. (040)  63 96 – 25 70   
frauke.huettmann@arge-sbv.de

Allgemeine Fragen und Themen der 
Schwerbehindertenvertretung

i

Rolf Milting 
Kühne + Nagel (AG & Co.) KG 
Tel. (040) 30 333 - 3678 
rolf.milting@arge-sbv.de

Betriebliches Eingliederungsmanagement, 
Prävention

i

Spyros Naos 
Metro Cash & Carry 
Deutschland GmbH
Tel. (040) 52 38 79 - 330 
spyros.naos@arge-sbv.de

Qualifikation von Schwerbehinderten, 
Moderation für Arbeitgebergespräche

i

Jens Nübel 
Deutsche Telekom 
Accounting GmbH
Tel. (040) 3 06 00 - 41 90 
jens.nuebel@arge-sbv.de

Vorstandskoordination der ARGE,  
Kontakte zu Behörden und Fachdiensten 

i

Sabine Schnau 
Personal- und Arbeitsvermittlung
Tel. (040) 25 49 68 90
sabine.schnau@arge-sbv.de

Personal- und Arbeitsvermittlung für 
Menschen mit Einschränkung 

i
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Arbeitsgemeinschaft der Vertrauenspersonen – Der Vorstand   

Wir stehen Ihnen mit Rat und Tat zur Verfügung 
– nutzen Sie unseren Service!

Für die Tätigkeit als Vertrauensperson ist 
ein gut gepflegtes Netzwerk von großer 
Bedeutung. Auftretende Fragen im be- 
ruflichen Alltag können auf diesem Wege 

vertrauensvoll und professionell mit er­
fahrenen Ansprechpartnern aus dem 
Vorstand erörtert werden. Sie profitieren 
von der langjährigen Erfahrung und kön­

nen diese im eigenen Betrieb erfolgreich 
zum Einsatz bringen. Rufen Sie uns an 
oder schreiben eine E-Mail – wir küm­
mern uns um Ihr Anliegen!



Das gute Gefühl, einen zuverlässigen Partner 
zu haben, gibt es jetzt auch für Erwachsene.

In jeder Situation zuverlässigen Schutz, menschliche Nähe und persönliche Beratung. 

Darauf können Sie sich bei der SIGNAL IDUNA immer verlassen.

Infos unter 040 4124-7997 oder www.signal-iduna.de

210x297mm_4c.indd   1 04.02.15   10:01



Wir beraten betriebliche Interessenvertretungen in der Metropol-
region Hamburg mit dem Fokus auf schwerbehinderte Beschäftigte 
zu den Themen:

Schwerbehindertenförderung und -politik in den Betrieben
Beratung und Umsetzung: Betriebliches 
Eingliederungsmanagement (BEM)
Qualifizierungsberatung 
Demografischer Wandel 

Unsere Beratungen sind für die 
betrieblichen Interessenvertretungen kostenfrei!

handicap wird gefördert durch das Integrationsamt der Freien und 
Hansestadt Hamburg.

Kontakt:
Arbeit und Leben DGB/VHS e.V.
Besenbinderhof 60, 20097 Hamburg
Tel. 040/ 284016-50
handicap@hamburg.arbeitundleben.de 
www.handicap-hamburg.de

8� www.hcp-journal.de
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Beratungsstelle handicap   

Schwerhörigkeit im Arbeitsleben:
Schaffung gesundheitsförderlicher Arbeitsplätze

Unsere Ohren nehmen ständig Informationen auf, die 
unser Gehirn verarbeitet. Alle unwichtigen Geräusche 
werden dabei ausgeblendet. Unterbewusst erhalten wir 
so Informationen über die Umgebung oder unsere Lage 
im Raum. 
Die wichtigste Funktion des Hörens ist das Verstehen von 
Sprache. Hier wirken Ohr, Hörnerv und Hör- und Sprachzen­
trum im Gehirn zusammen, um aus der Abfolge von Lauten 
einen Sinn zu bilden. Wenn eine der Komponenten nicht voll 
funktioniert, ist das Hörverstehen beeinträchtigt. 

Im Laufe des Lebens nimmt das Hören ab. Ein leichter Hör­
verlust wird oft erst spät erkannt. Ein Hörverlust kann aber 
auch in Folge von Unfall oder Krankheit eintreten, zum Beispiel 
durch einen Hörsturz (Ohrinfarkt), der oft direkt oder indirekt 
durch Stress ausgelöst wird.

Psychische Belastung von Hörgeschädigten
Schwerhörige Menschen fallen erst einmal nicht auf. Wer nicht 
selbst von Schwerhörigkeit betroffen ist, hat selten im Blick, wel­
che Anstrengungen der allgemeine Alltag für diese Menschen 
birgt. Ein Hörgerät filtert eben nicht wichtige Informationen 
heraus, sondern konfrontiert das Gehirn - verstärkt - mit allen 
Höreindrücken. Der Umgang damit muss neu gelernt werden.

Mit einem eingeschränkten Hörvermögen (oder einer Hörver­
arbeitungsstörung) ist das Sprachverstehen grundsätzlich er­
schwert. Nebengeräusche oder Hall stellen eine umso größere 
psychische Belastung dar, je größer der kommunikative Anteil 
einer Tätigkeit ist. 

Unter Stress nehmen die Konzentrationsfähigkeit und damit 
auch das Hörverstehen und die Merkfähigkeit ab - bei allen 
Menschen, nicht nur bei Schwerhörigen.

Um diesen zusätzlichem Stress zu vermeiden, müssen ange­
messene Hörbedingungen geschaffen werden. Diese reichen 
von technischen Hilfsmitteln wie einem verstärkbaren Telefon 
bis hin zu Vereinbarungen, bei Besprechungen nicht durchein­
ander sondern nacheinander zu sprechen.

Was Schwerhörige entlastet
Um Fehler und Missverständnisse zu vermeiden, nutzen 
Schwerhörige vermehrt Anhaltspunkte wie Situation, Mimik 
und Lippenbewegung, um im Abgleich mit dem Höreindruck 
einem Gespräch sicher folgen zu können. Dafür brauchen 
Sie gutes Licht, klare, Themenansagen, langsame, deutliche 
Sprache und gute akustische Bedingungen. Ergebnisse soll­
ten möglichst verschriftlicht werden. Schwerhörige benötigen 
Hörpausen, um aufnahmefähig zu bleiben, viele mittel- und 
leichtgradig schwerhörige Menschen setzen zunehmend auch 
auf visuelle Kommunikationsmittel.

Gute Rahmenbedingungen, Hallvermeidung und Induktions­
anlagen sowie Telefonverstärker wirken entlastend. In Schu­
lungen und großen Versammlungen unterstützen Schriftmittler.

Betriebliches Gesundheitsmanagement und Arbeitsschutz
Nachdem ein Hörverlust festgestellt wurde, sollte bei der 
Rückkehr an den Arbeitsplatz geprüft werden, ob alle akusti­
schen Signale und Alarme an der Arbeitsstätte weiterhin wahr­
genommen werden können. 



www.hcp-journal.de� 9

7. Jahrgang  |  Heft Nr. 3  |  2016� (arbeit)

Wenn sich der Hörverlust auf einen kleinen Frequenzbereich 
beschränkt (sehr hohe oder tiefe Töne werden schlecht wahr­
genommen), kann beispielsweise ein bestimmter Signalton 
nicht mehr wahrgenommen werden. Oder der Feueralarm ist  
nicht mehr überall laut genug für alle hörbar. Bei hochgradig 
Schwerhörigen und Personen mit Gehörschutz müssen Sig­
nale und Alarme zusätzlich visuell wahrnehmbar sein, um als 
barrierefrei zu gelten (2-Sinne-Prinzip).

Vorgeschädigte Ohren sind besonders gefährdet, durch Lärm 
weiteren Schaden zu nehmen. Somit braucht es eine fachkun­
dige Beratung für die Anpassung des Gehörschutzes an die 
Gegebenheiten des Arbeitsplatzes und das individuelle Hörver­
mögen. Es gilt, unter einer Vielzahl hörtechnischer Lösungen, 
die individuell passende zu finden. So wird Kommunikation 
auch bei Lärm ermöglicht und gleichzeitig der ausreichende 
Gehörschutz gewährleistet.

Eine unzureichende Versorgung mit Hörgeräten und Arbeits­
bedingungen, die nicht an die Schwerhörigkeit angepasst 
sind, stellt einen Risikofaktor für die psychische Gesundheit 
des Schwerhörigen dar. Dass die Arbeitsbedingungen un­
geeignet sind, zeigt sich anders als bei anderen Einschrän­
kungen nicht darin, dass der Schwerhörige seine Arbeit nicht 
machen kann. Sie wird ihm an vielen Punkten nur unnötig 
schwer gemacht.

Nicht nur Schwerhörige profitieren von angenehmen akus­
tischen Bedingungen, leisen Arbeitsräumen und klar struk­
turierten Abläufen. Kunden freuen sich über die angenehm 
ruhige Atmosphäre, nicht-Muttersprachler verstehen leichter 
und in Ruhe arbeiten alle effizienter. Entspannte, gesunde Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter sind kreativer, produktiver, bes­
ser gelaunt, lernfähiger und werden seltener krank. Für einen 
Schwerhörigen kann diese Ruhe entscheidend sein für den er­
folgreichen Wiedereinstieg nach einer psychischen Krise oder 
dafür, an einem Arbeitsplatz überhaupt konzentriert arbeiten 
zu können.

Veranstaltungshinweis:
Mehr zu diesem Thema erfahren Sie auf der Informationsver­
anstaltung „Schwerhörigkeit im Arbeitsleben“ für Betriebs- und 
Personalräte sowie Mitarbeiter- und Schwerbehindertenvertre­
tungen in Hamburg von der Beratungsstelle handicap. 

Kontakt: 
Tel. (040) 28 40 16 50 
E-Mail: jasmin.urena.sydow@hamburg.arbeitundleben.de

Gemeinsam machen  
wir es möglich ...

Der Bergedorfer Impuls bietet berufliche 
Rehabilitation und Beschäftigungsmög-
lichkeiten für Menschen mit psychischer 
Erkrankung oder Handicaps in folgenden 
Trainingsbereichen an:

 Theaterkompanie
 Provida Kulinara

  Provida direkt

Eine Chance, Ihre Leistungsfähigkeit 
im eigenen Tempo zu erproben und zu 
steigern, bietet Impuls Provida mit: 

 Büroservice
 Catering
 Media

 Wäscherei
 Tischlerei

Bergedorfer Impuls GmbH 
Nagelsweg 10 • 20097 Hamburg 
Tel: 040 8079196-78 • www.bergedorfer-impuls.de

Berufliches Training und Beschäftigung  
für Menschen mit psychischer Erkrankung

Korrekturhinweis 
HCP Journal, Heft 02/2016 

In der o.g. Ausgabe wurde über die Jahreshauptversammlung 
der ARGE Vertrauenspersonen - Hamburger Wirtschaft berich­
tet, zu der das Integrationsamt Hamburg eingeladen hat. Als 
Rednerin wurde in dem betreffenden Artikel Frau Brigitte Ritter, 
Leiterin des Integrationsamtes Hamburg, unzutreffend als Se­
natskoordinatorin tituliert. Senatskoordinatorin für die Gleich­
stellung behinderter Menschen ist Ingrid Körner (Bild links). 

Ingrid Körner (li.), Senatskoordinatorin für die Gleichstellung behinderter 
Menschen; Brigitte Ritter (re.), Leiterin Integrationsamt Hamburg
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Bundesvereinigung Lebenshilfe   

Generalverdacht bei Sportlern 
mit geistiger Behinderung?

Keine Fremdnützige Forschung an 
Menschen mit Demenz!

„Die vom Gesundheitsministerium ge­
plante Forschung an Menschen mit 
Demenz, die davon keinen Nutzen ha­
ben und nicht mehr einwilligen können, 
stellt einen Verstoß gegen die Men­
schenwürde dar“, so Ulla Schmid. „Das 
geltende Verbot solcher Forschung darf 
nicht aufgeweicht werden, alles andere 
käme einem Dammbruch gleich!

Die Mitgliederversammlung der Bundes­
vereinigung Lebenshilfe hat sich jetzt 
wie zuvor schon Bundesvorstand und 
Bundeskammer, in der alle Landesvor­
sitzenden der Lebenshilfe vertreten sind, 
vehement gegen jegliche fremdnützige 
Forschung an nichteinwilligungsfähigen 
Menschen ausgesprochen. Schon die 
wissenschaftliche Notwendigkeit sol­
cher Studien ist fraglich. Und der Vor­
schlag, dass Menschen in einer Patien­
tenverfügung festhalten sollen, ob sie im 
Falle einer Demenz beforscht werden 
wollen, trägt nicht: Über mögliche Ge­
fährdungen und Risiken solcher Stu­
dien kann niemand vorab informieren, 
weil die konkreten Forschungsvorhaben 
noch gar nicht bekannt sind. „Solche 
Tests könnten außerdem der Beginn 
weiterer fremdnütziger Forschung sein, 
zum Beispiel an Menschen mit geistiger 
Behinderung“, befürchtet Ulla Schmidt. 
„Wir müssen das bisherige Schutzniveau 
daher unbedingt erhalten.“

Fachleute hatten aber so große Be­
denken angemeldet, dass es nun vor­
aussichtlich im Oktober eine weitere 
Anhörung von Fachexperten im Ge­
sundheitsausschuss des Bundestages 
geben wird. Ulla Schmidt: „Die Abge­
ordneten des Deutschen Bundestages 
müssen hier eine Entscheidung treffen, 
die auf zutiefst ethischen Fragen fußt. 
Eine intensive Diskussion und aus­
führliche Informationen, die ein fun­
diertes Votum ermöglichen, sind daher 
unumgänglich. Die derzeit bekannten 
Argumente und bekannten Gefahren 
sprechen für ein Verbot der geplanten 
fremdnützigen Forschung.“ 

Zwölf Jahre waren Sportlerinnen 
und Sportler mit geistiger Behinde­
rung von den Paralympics komplett 
ausgeschlossen. Erst in London 
2012 durften sie wieder an den Start 
gehen, doch erneut stehen Betrugs­
vorwürfe im Raum. Das Nachrich­
tenmagazin „Der Spiegel“ berichtet, 
dass es in vielen Ländern Metho­
de sei, die geistige Behinderung 
von Athleten vorzutäuschen. Dazu 
erklärt Ulla Schmidt, Bundesvor­
sitzende der Lebenshilfe und Vize­
präsidentin des Deutschen Bundes­
tages: „Dass wieder Menschen mit 
geistiger Behinderung unter Gene­
ralsverdacht gestellt werden, fin­
de ich unerträglich. Denn es sind 
ja nicht sie, die betrügen, sondern 
Menschen ohne Beeinträchtigung.“

Nach Sydney 2000 hatte die Lebenshilfe 
jahrelang dafür gekämpft, dass Sportler 
mit geistiger Behinderung wieder bei den 
Paralympics dabei sein dürfen. Damals 
war herausgekommen, dass mehr als die 
Hälfte der spanischen Basketballmann­
schaft gar keine geistige Behinderung 

hatte. Den Spaniern wurde Gold aber­
kannt, und gleichzeitg wurden sämtliche 
Aktive mit geistiger Behinderung mit 
einem Bann belegt: Sie durften alle nicht 
mehr an den Paralympics teilnehmen, in 
keiner Sportart, für zwölf Jahre.

Mittlerweile hat der Internationale Be­
hindertensportverband Prüfkriterien ent- 
wickelt, wonach sich die geistige Behin­
derung zweifelsfrei nachweisen lassen 
soll. Ulla Schmidt: „Diese Kriterien gilt 
es konsequent anzuwenden, damit Be­
trüger entdeckt und bestraft werden 
können. Eine pauschale Vorverurteilung 
darf es nicht mehr geben. Das sind wir 
den ehrlichen Sportlern, die hart trainiert 
haben, schuldig.“

Die Lebenshilfe setzt sich als Mitglied von 
Special Olympics Deutschland für den 
Breitensport von Menschen mit geistiger 
Behinderung ein und ermutigt örtliche 
Turn- und Sportvereine, sich auch für 
geistig behinderte Sportler zu öffnen. An 
den Deutschen Behindertensportverband 
appelliert die Lebenshilfe, verstärkt Talen­
te unter Sportlern mit geistiger Behinde­
rung zu suchen und diese wie körper- und 
sinnesbehinderte Athleten in Leistungs­
zentren zu fördern. Unter den insgesamt 
155 deutschen Teilnehmern in Rio hat 
nur die Schwimmerin Janina Breuer eine 
geistige Behinderung. „Das müssen in 
Pyeongchang im Winter 2018 unbedingt 
mehr werden, damit sind deutsche Sport­
ler mit geistiger Behinderung deutlich 
unterrepräsentiert – sie brauchen sport­
liche Förderung und müssen durch die 
Nominierung die Chance einer Teilnahme 
erreichen“, fordert Ulla Schmidt. Janina 
Breuer drücken wir von der Lebenshilfe 
natürlich besonders die Daumen!“

Foto: Laurence Chaperon Photographie

Ulla Schmidt, Bundesvorsitzende der 
Lebenshilfe und Vizepräsidentin des 
Deutschen Bundestages 
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Deutsche Rentenversicherung   

Firmenservice – ein Beratungsangebot der 
Deutschen Rentenversicherung

Die Träger der Deutschen Renten­
versicherung bieten seit März 2015 
bundesweit den Firmenservice an, 
ein neues kostenfreies Beratungsan­
gebot für Dienststellen, Betriebe und 
Unternehmen. Das Angebot richtet 
sich an Arbeitgeber, Personal- und 
Betriebsräte, Schwerbehindertenver­
treter sowie Werks- und Betriebsärzte.

Rahmenbedingungen
In einer Gesellschaft, in welcher der Alters­
durchschnitt steigt und Nachwuchs- und 
Fachkräfte bereits jetzt fehlen, werden 
Prävention und Gesundheitsförderung 
für Ihre Dienststelle bzw. Ihren Betrieb 
immer bedeutsamer. Die Deutsche Ren­
tenversicherung unterstützt Sie deshalb 
dabei, die Gesundheit Ihrer Beschäftigten 
zu stärken und zu erhalten.

Beratungsangebot
Neben der klassischen Beratung zu 
Rente und Altersvorsorge sowie Bei­
tragseinzug steht bei der Deutschen 
Rentenversicherung das Thema „Gesunde  

Mitarbeiter“ im Mittelpunkt des Firmen­
services. Dieses Thema umfasst die medi- 
zinische- und berufliche Rehabilitation. 
Darüber hinaus hat die Rentenversiche­
rung die Inhalte ihres Beratungsange­
bots um Informationen zum Betrieblichen 
Eingliederungsmanagement (BEM), zum 
Aufbau eines Betrieblichen Gesundheits­
managements (BGM) und zur Prävention 
erweitert.

Ziel ist das frühzeitige Erkennen von 
Präventions- oder Rehabilitationsbedar­
fen, eine frühzeitige Inanspruchnahme 
notwendiger Leistungen der Träger und 
damit die Sicherung der Beschäfti­
gungsfähigkeit der Mitarbeiter der be­
troffenen Dienststelle bzw. des betroffe­
nen Betriebes.

Beratung „aus einer Hand“ 
Mit dem gemeinsamen Firmenservice 
der Deutschen Rentenversicherung 
haben Arbeitgeber, Personal- und Be­
triebsräte, Schwerbehindertenvertreter 
sowie Werks- und Betriebsärzte bundes­

weit die Möglichkeit, sich bei Fragen zu 
den Themen der gesetzlichen Renten­
versicherung an eine zentrale Stelle zu 
wenden und Beratung „aus einer Hand“ 
zu erhalten. Sie werden über das Leis­
tungsspektrum der Rentenversicherung 
sowie die Instrumente zur Sicherung 
der Beschäftigungsfähigkeit in einem 
gegliederten Sozialversicherungssystem 
informiert. Die kostenlose Beratung er­
folgt per Telefon oder durch einen direk­
ten Kontakt vor Ort.

www.deutsche-rentenversicherung.de/
firmenservice

KONTAKT      i
Firmenservice der 
Deutschen Rentenversicherung:

Tel. (0800) 1000 453
Montag bis Freitag von 09:00 – 15:00 Uhr
E-Mail: firmenservice@deutsche-rentenver­
sicherung.de
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Initiative für Inklusion   

Inklusion auf allen Ebenen

Inklusion ist ein Menschenrecht 
und bedeutet: Alle sollen am gesell­
schaftlichen Leben, bei der Arbeit 
und in der Freizeit, gleichberechtigt 
teilhaben können – auch mit Behin­
derung. Das fordert die UN-Behin­
dertenrechtskonvention (UN-BRK), 
die Deutschland 2009 ratifiziert hat. 
Auch die BGW als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts ist diesem Ziel 
verpflichtet. Dass sie für Inklusion 
eintritt, entspringt aber nicht nur 
aus dieser Vorgabe – sie ist der In­
klusion besonders verbunden. Denn 
seit jeher bestehen unmittelbare An­
knüpfungspunkte für Inklusion:

Arbeitskreis und Strategie: 
Inklusion dauerhaft verankern
Berufliche und gesellschaftliche Teil­
habe nach Arbeits- und Wegeunfällen 
sowie nach Berufskrankheiten wieder 
zu ermöglichen, ist eine zentrale Auf­
gabe der BGW als Rehabilitations­
trägerin. Sie bietet allen Versicherten 
eine individuelle Wiedereingliederung. 
Dem angestellten Arzt, der auf dem 
Weg zur Arbeit einen Unfall hat ebenso 
wie der Friseurin, die durch berufliche 
Stoffe erkrankt ist oder der Altenpfle­
gerin, die durch schweres Heben und 
Tragen ihre Tätigkeit nicht mehr aus­
üben kann.

Da sowohl die Beschäftigten in Werk­
stätten für Menschen mit Behinde­
rungen als auch die Fachkräfte in den 
meisten Einrichtungen der Behinderten­
hilfe bei ihr versichert sind, entwickelt 
sie entsprechende Präventionsangebo­
te.  Die BGW verfolgt verschiedene An­
sätze, um Inklusion auf allen Ebenen zu 
leben: So werden Medien produziert, die 
von allen verstanden werden und Ver­
anstaltungen durchgeführt, die von allen 
besucht werden können. Mobilitätstrai­
nings für Menschen mit Behinderungen 
gewährleisten sichere Mobilität (mehr 
dazu unter bgw-online.de/sicheremobi­
litaet). Der fest etablierte BGW-interne 
Arbeitskreis Mobilität und Inklusion hat 
die Aufgabe, das Thema zu verankern: 
Auf Basis der dort erarbeiteten Inhalte 
entstand in Kooperation mit allen Berei­
chen eine Inklusionsstrategie. Auf lange 
Sicht soll dem Anspruch der selbstver­
ständlichen Teilhabe so immer besser 
und in allen Bereichen Rechnung getra­
gen werden.

Vorgeschichte: Abbau von Barrieren 
seit mehr als zehn Jahren
Bereits 2004 rief die BGW eine interne 
Arbeitsgruppe zum Thema Barrierefrei­
heit ins Leben. Schon damals mit dabei: 
Rebecca Hellwege, die jetzige Haupt­
schwerbehindertenvertrauensperson. Es 
wurde ein umfangreiches Werk, das die 
BGW noch heute begleitet. Beim Umbau 
der BGW-Hauptverwaltung achteten die 
Beteiligten bereits frühzeitig darauf, Bar­
rieren abzubauen. Gemeinsam mit dem 
Personalrat, der Fachkraft für Arbeits­
sicherheit und der Geschäftsführung 
sorgte die Schwerbehindertenvertretung 
für behindertengerechte Toiletten und 
automatische Türen.

Unterstützung kam dabei auch vom In­
tegrationsamt: Ein technischer Berater 
half, einen elektrischen Postwagen an­
zuschaffen, damit eine schwerbehin­
derte Beschäftigte weiterhin ihre Tä­
tigkeit ausüben konnte. Nicole Seifert, 
Mitarbeiterin der BGW und selbst Roll­
stuhlnutzerin, war Botschafterin für die 
Präventionskampagne „sicher mobil“.  
Damit sie ihre Aufgaben rund um die 
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Messeorganisation besser wahrnehmen 
kann, wurde ein Dienstwagen ihren Be­
dürfnissen entsprechend umgebaut.

Im Fokus: sowohl Beschäftigte als 
auch versicherte Betriebe
Auch viele kleinere Maßnahmen wurden 
umgesetzt: zum Beispiel ein Essenswa­
gen für Beschäftigte mit Gehbehinde­
rungen oder Mikrowellen in den Küchen 
in rollstuhlgerechter Höhe. In den Sani­
tärbereichen für Menschen mit Behinde­
rung gibt es nun eine Ablage und einen 
weiteren Spiegel. Größere Maßnahmen 
wie die Bereitstellung von höhenverstell­
baren Tischen haben etwas gedauert, 
wurden aber für alle Beschäftigten um­
gesetzt.
Außer den BGW-Beschäftigten standen 
die versicherten Betriebe im Blickpunkt. 
So entstanden etwa Materialien für 
Werkstattbeschäftigte, die den Arbeits­

schutz in für sie verständlicher Form er­
klären – ein weiterer Schritt in Richtung 
Teilhabe in der Gesellschaft. Um für in­
klusive Arbeitswelten zu werben und die 
Potenziale von Menschen mit Behinde­
rungen darzustellen, richtet die BGW 
aktuell den Fotowettbewerb „Mensch – 
Arbeit – Handicap“ aus. Insgesamt sind 
Preisgelder in Höhe von 22.000 Euro 
ausgelobt (mehr unter bgw-online.de/
fotowettbewerb).  

Künftige Herausforderung: Teilhabe 
Schritt für Schritt verwirklichen
Mit ihrer Inklusionsstrategie kann die 
BGW zukünftig die Inklusion in allen 
Gestaltungsbereichen berücksichtigen. 
Doch je intensiver die Beschäftigung mit 
der Thematik wird, desto mehr Heraus­
forderungen ergeben sich. Es gilt nun, 
nicht vor der Vielzahl der möglichen An­
satzpunkte zurückzuschrecken, sondern 

Schritt für Schritt voranzugehen, um auf 
lange Sicht die gleichberechtigte Teil­
habe Aller Realität werden zu lassen. 

Über die BGW:
Die Berufsgenossenschaft für Gesund­
heitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) 
ist die gesetzliche Unfallversicherung für 
nicht staatliche Einrichtungen im Gesund­
heitsdienst und in der Wohlfahrtspflege. 
Sie ist für knapp 8 Millionen Versicherte 
in rund 630.000 Unternehmen zuständig. 
Die BGW unterstützt ihre Mitgliedsbetrie­
be beim Arbeitsschutz und beim betrieb­
lichen Gesundheitsschutz. Nach einem 
Arbeitsunfall oder Wegeunfall sowie bei 
einer Berufskrankheit gewährleistet sie 
optimale medizinische Behandlung sowie 
angemessene Entschädigung und sorgt 
dafür, dass ihre Versicherten wieder am 
beruflichen und gesellschaftlichen Leben 
teilhaben können.

3  F r a g e n  a n  R e b e cc  a  H e l l w e g e

Wie beurteilen Sie das Inklusionsenga­
gement der BGW?
Die BGW ist kein Schnellboot sondern ein 
großes Schiff. Daher geht es nicht immer so 
schnell voran, wie ich es mir manchmal wün­
sche. Doch wir kommen vorwärts. Die Ein­
bindung der Schwerbehindertenvertretung 
ist schon viel besser geworden. Ich freue 
mich, dass dadurch eine Grundlage für die 
Zukunft geschaffen wird und hier sowohl in­
terne Beschäftigte als auch Menschen in un­
seren versicherten Betrieben berücksichtigt 
werden. Denn nur ein leuchtendes Beispiel 
kann auf andere abstrahlen. 

Welches sind die größten Herausforde­
rungen für die Zukunft?
Ich sehe noch viel Aufklärungsbedarf, die 
Bewusstseinsbildung sollte weiter voran­
schreiten. Mir ist zum Beispiel wichtig, das 
Verständnis für Menschen mit nicht sichtba­
ren Behinderungen zu vergrößern. Aber auch 
das Thema Beschäftigte mit zu pflegenden 
Angehörigen wird immer mehr Raum ein­
nehmen. Pflege erfordert Kraft, und oftmals 
werden persönliche Grenzen überschritten. 
Hier sollte es möglich sein, Hilfe und Rat 
innerhalb der Verwaltung zu bekommen. 

Welchen konkreten Wunsch haben Sie 
bezüglich der Inklusion, etwa an die 
BGW, die Gesetzgebung, oder andere 
Akteurinnen und Akteure?  
Die Schwerbehindertenvertretungen soll­
ten noch besser eingebunden werden. Es 
ist schade, das immer wieder vergessen 
wird, dass Schwerbehindertenvertretungen 
nicht nur für Menschen mit anerkannten 
Behinderungen zuständig sind. Gerade die 
Menschen, die sich noch auf dem Weg be­
finden, benötigen unsere Hilfe und Unter­
stützung.
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Frau Körner mit Jens Nübel (ganz rechts), dem Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft der Vertrauenspersonen in der Hamburger Wirtschaft, mit 
Vertretern von Airbus Operations GmbH, einer der beiden Organisationen, die mit dem Hamburger Inklusionspreis 2016 ausgezeichnet wurden

Hamburger Inklusionspreis 2016

Airbus und Rickmer Rickmers 
ausgezeichnet für Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderung

Der Hamburger Inklusionspreis 2016, 
verliehen von der Arbeitsgemein­
schaft der Vertrauenspersonen in 
der Hamburger Wirtschaft und der 
Freien und Hansestadt Hamburg, 
geht an die Airbus Operations 
GmbH und die Rickmer Rickmers 
für das besondere Engagement bei 
der Ausbildung und Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderung. 

Der Flugzeugbauer Airbus und das Mu­
seumsschiff Rickmer Rickmers wurden 
am 1. September für ihr herausragendes 

Engagement bei der Beschäftigung 
von Mitarbeitern mit Behinderung im 
Rathaus feierlich geehrt. Ingrid Körner, 
Senatskoordinatorin für die Gleichstel­
lung behinderter Menschen, übergab 
gemeinsam mit Jens Nübel, Vorsit­
zender der Arbeitsgemeinschaft der 
Vertrauenspersonen in der Hamburger 
Wirtschaft, den Hamburger Inklusions­
preis, der bereits seit 2001 (zunächst  
als Integrationspreis) vergeben wird. 
Insgesamt 17 Unternehmen und Ein­
richtungen hatten sich in diesem Jahr 
beworben.

Ingrid Körner bringt es auf den Punkt: 
„Viele Unternehmen haben inzwischen 
verstanden, dass Menschen mit Behin­
derung eine Bereicherung ihres Betrie­
bes sind“. 

Rolf Bösinger, Staatsrat der Wirt­
schaftsbehörde, hob die Unterneh­
menskultur bei Airbus hervor: „Airbus 
begreift dieses Engagement als Mittel 
zur Personalentwicklung. Alle profi­
tieren davon.“ Das Unternehmen be­
schäftigt knapp 700 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit Behinderung und 
trägt damit zum Gelingen von Inklusion 
vorbildlich bei. 

Peter Wenig, Autor beim Hamburger 
Abendblatt, hielt eine Laudatio auf die  
Rickmer Rickmers. Joachim Straten­
schulte, Geschäftsführer des Museums­
schiffs, kümmert sich persönlich um die 
Anliegen der vier Kollegen, die er seit 
rund 4 Jahren beschäftigt – nahezu 
ohne öffentliche Zuschüsse in Anspruch 
zu nehmen.



Serviceleistungen

KontaktAgentur für Arbeit Hamburg
Team Reha/Schwerbehinderte
Kurt-Schumacher Allee 16
20097 Hamburg
Hamburg.mitte-762-Vermittlung@
arbeitsagentur.de

Jobcenter team.arbeit.hamburg
Beltgens Garten 2
20537 Hamburg
Telefon: 040/ 254996- 265 / -266
jobcenter-team-arbeit-hamburg.JC-sbM-Stellen@
jobcenter-ge.de 

Die Agentur für Arbeit (BA) und Jobcenter team.arbeit.hamburg bieten umfangreiche
 

Leistungen zur beruflichen Integration 
von schwerbehinderten Menschen 
- Berufsberatung der BA 
- Ausbildungs- und Arbeitsvermittlung
- �Beratung von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern bei der Besetzung von Ausbildungs- 

und Arbeitsplätzen mit schwerbehinderten Menschen
- Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben
- Information und Beratung zu Fördermitteln

Darüber hinaus entscheidet die Arbeitsagentur über: 
- Gleichstellungsanträge behinderter Menschen 
- Mehrfachanrechnungen auf zu besetzende Pflichtarbeitsplätze
- Überprüfung der Anzeigepflicht zur Beschäftigungsquote der Betriebe 

Der Technische Beratungsdienst der BA klärt Fragen zur behindertengerechten und 
barrierefreien Ausgestaltung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen.

NEU: 
Kennen Sie schon den Ratgeber „Schwerbehinderte Menschen  
im Betrieb“? Die 3. Auflage von Januar 2016 können Sie kosten- 
frei bei der Pressestelle der Arbeitsagentur bestellen unter:
E-Mail: Hamburg.Pressemarketing@arbeitsagentur.de
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Mit der neuen E-Klasse hat Mercedes-Benz wieder eine 
Vielzahl an Innovationen auf die Straße gebracht, die das 
Fahren noch komfortabler und sicherer machen. Und 
selbstverständlich sind die Mercedes-Benz Fahrhilfen ab 
Werk auch bereits ab Verkaufsstart bestellbar. Davon hat 
sich bei einer Testfahrt in der E-Klasse Limousine auch 
der Profi-Rollstuhl-Basketballer Sebastian Magenheim 
überzeugt und dabei insbesondere das neue Hand­
bediengerät Multima PRO unter die Lupe genommen. 

Trotz Uni-Alltag und einem vollen Trainingsplan hat der deut­
sche Nationalspieler Sebastian Magenheim sich die Zeit für 
eine Testfahrt in der neuen E-Klasse Limousine genommen, 
die ihn durch das Siebenmühlental bei Stuttgart führt und sich 

für ihn wie ein leichtes Schweben anfühlt. Das Fahrgefühl, 
das Magenheim beschreibt, beruht zu einem Großteil auch auf 
dem neuen Handbediengerät Multima PRO, das in der neuen 
E-Klasse von Mercedes-Benz erstmals zum Einsatz kommt.

„Ich ziehe den Griff des Multima PRO, das zwischen meinem 
rechten Knie und der Mittelkonsole positioniert ist, nach hinten 
und beschleunige damit“, erklärt der Rollstuhl-Basketballer, 
„das Ganze geht mir so leicht von der Hand, dass mir dafür the­
oretisch zwei Finger reichen würden.“ Zum Bremsen schiebt 
der Fahrer das Handbediengerät nach vorn von sich weg. Ma­
genheim fällt auf, dass auch das Verzögern nur einen geringen 
Kraftaufwand verlangt. Das Agieren mit Ziehen und Drücken 
gefällt ihm zudem besser als eine Lösung, bei der man zum 
Gas geben an einem Hebel drehen muss. Die Handbremse 
– früher Mercedes-typisch als Fußfeststellbremse – aktiviert 
der Fahrer per Knopfdruck, alles elektrisch. Magenheim, der 
als sportlicher Markenbotschafter für Mercedes-Benz Fahr­
hilfen ab Werk unterwegs ist, fällt sofort auf, dass das Mul­
tima PRO schlank geformt ist und somit die Beinfreiheit im 
Fußraum weniger einengt. Dank der neuen Formgebung lässt 
sich der Fahrersitz jetzt weiter nach vorn schieben, als es beim 
Vorgängermodell der Fall war. Neben Komfort und Bedienbar­

Testfahrt Mercedes-Benz E-Klasse

On the Road – mit 
Sebastian Magenheim
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Das neue Handbediengerät Multima PRO in 
der E-Klasse Limousine. 

I N F Oi
Mercedes-Benz bietet bereits ab Werk 

zahlreiche Umbauten an, um Menschen mit 

körperlichen Beeinträchtigungen uneinge­

schränkte Mobilität zu ermöglichen. Vom 

einfachen Lenkraddrehknauf über den Ein­

stiegsschutz am Fahrzeugschweller, ergo­

nomischen Handbediengeräten bis hin zur 

Modifikation der Pedale und Sitze hat der 

Kunde eine große Auswahl an Fahrhilfen 

– und das für fast jedes Fahrzeugmodell. 

Optionale Ausstattungen wie beispielsweise 

der Abstands-Pilot DISTRONIC, das Head-

up-Display oder auch nur das Spiegel-Paket 

ergänzen die bereits serienmäßig verbauten 

Komfort-Features und machen das Fahr­

zeug zum perfekten Alltagsbegleiter.

Das Video von Sebastian Magenheim bei 

der Testfahrt können Sie hier sehen: 

keit besticht das Handbediengerät 
Multima PRO durch sein Design, 
welches in Leder passend zur Far­
be der Innenausstattung bestellt 
werden kann und sich damit opti­
mal ins Fahrzeuginterieur einfügt.

Den Spitzensportler, der sich zur 
Zeit der Testfahrt mitten in den 
Vorbereitungen auf die Paralym- 
pischen Spiele in Rio de Janeiro 
befindet, überzeugt auch das per­
fekte Zusammenspiel des Multima 
PRO mit dem Multifunktionsdreh­
knopf MFD Touch. Die beiden 
Fahrhilfen, die häufig in Kombina­
tion miteinander bestellt werden, 
ergänzen sich ideal und agieren 
wie ein perfekt eingespieltes Team. 
Wenn der Fahrer mit der rechten 
Hand das Handbediengerät steu­
ert, erleichtert der Multifunktions­
drehknopf das Lenken mit der lin­
ken Hand. „Der Vorteil des MFD 
Touch ist, dass man beim Lenken 
nicht umgreifen muss“, erläutert 
der Profi-Basketballer, „und der 
ergonomisch geformte Griff liegt 
gut in der Hand.“ Kreisverkehre 
können normalerweise motorisch 
schon einmal zur Herausforderung 
werden. Nicht so mit dieser Fahr­
hilfe: „Damit lassen sich Kreisver­
kehre spielerisch meistern.“ Mit dem MFD Touch wird allerdings nicht nur gelenkt. 
Über integrierte Knöpfe steuert das Gerät Blinker, Hupe, Abblendlicht, Fernlicht und 
Scheibenwischer an - die entsprechenden Befehle überträgt der MFD Touch per 
Funk ans Fahrzeug. Die Namensgebung „Touch“ verrät es schon: Ein sanfter Dau­
mendruck löst den entsprechenden Befehl aus.

Zum „schwebehaften“ Fahreindruck leistet das üppige Raumangebot der E-Klasse    
Limousine, die ab Herbst auch als T-Modell erhältlich ist, seinen Beitrag. Auf der 
Testfahrt durch das Siebenmühlental überzeugt der sportliche Antritt des Fahrzeugs. 
Dabei überraschte auch der Multikontursitz mit seiner stützenden Wirkung. „Der Sitz 
hat mich in jeder Kurve komfortabel gehalten und auf der relevanten Seite kleine 
Luftkissen aufgeblasen“, erklärt Magenheim. 

Nach Abschluss der Testfahrt zieht der Leistungssportler ein positives Fazit: „Ich 
konnte den Kopf frei machen und habe einen tollen Ausgleich zu meiner Paralympics 
Vorbereitung gehabt. Es war eine entspannte Fahrt mit kurzen Sprints, die Lust auf 
mehr machte.“ Auch die Fahrhilfen, die Magenheim als „sehr hilfreiche Lösungen für 
Rollstuhlfahrer“ beschreibt haben den Test bestanden. „Man kann einfach alles mit 
den Händen bedienen ohne irgendwie eingeschränkt zu sein. Es gibt dem Fahrer 
einfach noch mehr Möglichkeiten.“
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Beiträge der ARGE-Jahreshauptversammlung

Wie sage ich es meinem Chef? 
Von Schwierigkeiten über die 
psychische Erkrankung zu reden 

Sonntagsabends krochen die Äng­
ste herein. Angst vor der Verant­
wortung, dem Telefonklingeln, 
dem Gefühl der Einsamkeit. Jeden 
Sonntagabend bekam sie Heulk­
rämpfe, konnte stundenlang nicht 
einschlafen. Schlief sie mal früher 
ein, wachte sie weit vor dem We­
ckerklingeln auf und die Grübel­
gedanken kreisten sofort in ihrem 
Kopf. Montagfrüh dann, mit Rin­
gen unter den Augen und Make-
up darüber, fuhr Susanne Muster­
mann dennoch mit der U-Bahn zur 
Arbeit.

Das war vor vier Monaten. Der Rech­
nungssachbearbeiterin in dem großen 
Hamburger Versicherungsunterneh­
men war da längst klar: Irgendwann 
würden ihre Kollegen das Versteckspiel 
bemerken. „Ich konnte mich nicht mehr 
konzentrieren, und habe viele Fehler 
gemacht“, erzählt sie. Sie wirkte auf die 
Kolleginnen nicht mehr so gesprächig, 
beteiligte sich in den Teambesprechun­
gen nicht mehr und verbrachte die 
Mittagspausen immer alleine. Bereits 
vor Wochen hatte der Hausarzt die Di­
agnose Depression gestellt. „Doch ich 
dachte immer: Ich muss funktionieren, 
die anderen funktionieren ja auch. Ich 
kann mein Team nicht im Stich lassen.“

Wenn sie zur Psychotherapeutin ging, 
sagte sie ihrem Chef, sie hätte Physio­
therapiestunden. Wenn sie sich krank 
meldete, sagte sie, sie habe Bauch­
schmerzen. Auch privat kapselte sich 
Susanne Mustermann immer mehr ab. 
Doch irgendwann sah sie ein: „Ich bin 
eine schlechte Lügnerin.

Was sollen oder können nun betrof­
fene Beschäftigte über ihre psychi­
sche Erkrankung im Arbeitskontext 
sagen?
Diese Frage wird immer wieder gestellt 
und ist ein zentrales Thema in der Be­
ratung von Betroffenen. Häufig gibt es 
Befürchtungen und Stigmatisierungs­
ängste von den Beschäftigten, wenn 
etwas über ihre psychische Erkrankung 
bekannt würde. Schon die unvermit­
telte, vielleicht gut und sorgenvoll ge­
meinte Frage „Was haben Sie denn?“ 
von den Vorgesetzten bei der telefo­
nischen Mitteilung des Beschäftigten 
über die aktuelle Arbeitsunfähigkeit, löst 
bei einigen Menschen schon lähmende 
Angst aus („Was sage ich bloß“); ande­
re Menschen wiederum verspüren eher 
Ärger („Das darf der nicht fragen, das 
geht den gar nichts an!“). Insbesonde­
re taucht diese Frage auch auf, wenn 
Beschäftigte nach einer langen (psychi­
schen) Erkrankungszeit wieder anfan­
gen zu arbeiten.

Relativ häufig ist es der Fall, dass das 
betriebliche Umfeld bereits ahnt, dass 
der betroffene Kollege oder die Kollegin 
„irgendwie“ aufgrund einer psychischen 
„Sache“ krank war oder ist. Da psy­
chische Erkrankungen meist langsam 
beginnen, gab es in der Vergangenheit 
für das Umfeld bereits Anzeichen dafür 
(z.B. Gereiztheit, Antriebsminderung, 
Rückzug etc.), dass es der betroffenen 
Person psychisch nicht gut ging. Und 
dies, ohne dass viel darüber kommuni­
ziert wurde. In diesem Fall könnte bei 
einer Rückkehr nach der Krankheitszeit 
eine gewisse Offenheit des Beschäf­
tigten über seine psychische Erkran­

kung zu reden auf eine entsprechende 
Ahnung, verbunden mit der Chance auf 
Verständnis von Kollegen und Vorge­
setzten, treffen.

Was sagt man also?
Genaue Diagnosen gehen betriebliche 
Angehörige nichts an. Es gibt keine 
rechtliche Grundlage zur genauen Diag­
nosennennung an Vorgesetzte oder Kol­
legen. Natürlich gibt es aber auch kein 
Verbot, Diagnosen zu nennen. Bei vielen 
anderen Erkrankungen wird mit der ge­
nauen Benennung nicht „hinterm Berg“ 
gehalten, weil diese weniger mit Stigma­
tisierungsbefürchtungen einher gehen 
(z.B. Diabetes, Herzinfarkt, Rheuma, 
o.ä.). Vielleicht erhofft sich der ein oder 
die andere sogar ein wenig Fürsorge 
und Rücksichtnahme. Aber spätestens 
an dieser Stelle wird es schon einige 
„wenns“ und „abers“ geben, bzw. ein 
„kommt drauf an“: Welche Arbeits- und 
Teamkultur besteht? Wie steht es um 
Kollegialität und Konkurrenz? Welche 
Tätigkeiten müssen bewältigt werden...? 
Und diese Punkte treffen bei dem wei­
ten Feld der psychischen Erkrankungen 
um ein Vielfaches zu. Relativ unverfäng­
lich sind Benennungen, Oberbegriffe 
und Umschreibungen wie: Depression, 
Burnout, chronische Erschöpfung, psy­
chische Krise. Schwieriger und meist 
bedrohlicher für das Umfeld wirkend 
sind die Diagnosen: Psychose, Schizo­
phrenie, Persönlichkeitsstörung, Bor­
derline, Manie, bipolar. Dazwischen be­
wegen sich die Diagnosen Angststörung 
und Zwangserkrankung/Zwänge.

Nun gibt es betroffene Menschen, die 
aus Scham, aus (Stigmatisierungs-) 

Referent Nikolai Magdalinski, Arinet
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Angst und weil sie ihre Krankheit noch 
nicht so verarbeitet haben, statt von 
Psychose eher von („verschleppter“) De­
pression sprechen mögen. Dies aus gu­
tem Grund. Die Sensibilisierung für das 
Thema psychische Erkrankung ist doch 
stark branchenabhängig. So gibt es Ar­
beitsfelder, in denen z.B. die Diagnose 
Psychose möglicherweise auf völliges 
Unverständnis stoßen wird.

Meist sind es Ängste des Arbeitsumfel­
des, die bei Bekanntwerden einer psy­
chischen Diagnose auftauchen: Wird 
der betroffene Kollege wieder die er­
wartete Leistung bringen? Müssen wir 
die erkrankte Kollegin mit viel Vorsicht 
behandeln? Daneben sind weitere Ebe­
nen zu benennen, die den betrieblichen 
Umgang mit einer Person, deren psy­
chische Erkrankung mehr oder weniger 
bekannt ist, beeinflussen:

– Welche allgemeine Kultur der Rück­
sichtnahme und des Verständnisses 
herrscht in dem Betrieb bzw. in der 
Abteilung oder Arbeitsgruppe? Hier 
kommt auch das Betriebliche Einglie­
derungsmanagement (BEM) ins Spiel: 
gibt es dies nur als formale Notwen­
digkeit mit einem Minimum an Auf­
wand und Gespräch oder wird es wirk­
lich auch gelebt und durchgeführt von 
kompetenten und authentisch unter­
stützenden Vertretern.
- Das „Schuldverständnis“ von Krank­
heit und deren Ursachen beim Umfeld: 
wem (durch Unkenntnis und Vorurteile) 
irgendwie auch Schuld an seiner Erkran­
kung zugesprochen wird, kann generell 
mit weniger Unterstützung und Rück­
sichtnahme rechnen.
– Wie belastet ist das Arbeitsteam 
in dem ein Krankheitsrückkehrer ar­
beitet; sind Ressourcen zur eventuell 
notwendigen Unterstützung vorhan­
den?
– Gibt es eigene Erfahrungen und Be­
troffenheit von den Personen des be­
trieblichen Umfeldes (Kollegen, Vorge­
setzte, Personalabteilung)? Wenn ja, 
können diese als Multiplikatoren un­
terstützend wirken. Es kann aber auch 
genau ins Gegenteil umschlagen: „Der 

soll sich nicht so anstellen; bei meiner 
Depression habe ich Medikamente be­
kommen und war nach 8 Wochen wie­
der voll fit!“
– Welche informelle Rolle oder Position 
hat die erkrankte Person im Betrieb? 
Z. B. ein Sympathieträger wird es leich­
ter haben, auch bei „schwierigen“ Dia­
gnosen Verständnis zu bekommen; ein 
„ewiger Nörgler“ wird es schwerer ha­
ben. Das ist ein sehr heikler Punkt, der 
in der Regel auch nicht offen ausge­
sprochen wird in betrieblichen Gesprä­
chen. Dennoch spielt er in der Praxis 
eine Rolle. 
- Welcher Typ ist die betroffene Person 
und wo steht sie aktuell in der Krank­
heitsverarbeitung? 

Einem Beschäftigten mit guten kom­
munikativen Fähigkeiten wird es mögli­
cherweise leichter gelingen, das Umfeld 
über das Krankheitsgeschehen ange­
messen zu informieren und geeignete 
Rücksicht – falls überhaupt notwendig - 
einzufordern. Die Angemessenheit der 
Informationen ist aber ein wichtiger As­
pekt für das Verständnis des Umfeldes: 
stellt eine Person ihre Erkrankung mit 
allen Folgen zu sehr in den Mittelpunkt, 
verliert das Umfeld bald ein Wohlwol­
len; im Arbeitskontext sollte die Arbeit 
im Vordergrund stehen und nicht die 
Erkrankung.

Zurückhaltenden Menschen ist es da­
gegen oftmals viel zu peinlich über das 
Thema zu sprechen; allenfalls allgemei­
ne Umschreibungen bis zur Bezeich­
nung von „Stoffwechselstörungen“ sind 
für sie denkbar.

Nach diesen Ausführungen: 
was lässt sich generell empfehlen?
Eine individuelle Beratung für den Ein­
zelfall, die die obigen Faktoren berück­
sichtigt, ist für die Betroffenen immer 
empfehlenswert. Ein gewisses Maß an 
Offenheit von den Beschäftigten über 
ihre Erkrankung zu sprechen ist häufig 
hilfreich; dabei kommt es vor allem da­
rauf an, dass man die arbeitsrelevanten 
Auswirkungen der Erkrankung auf einer 
beschreibenden Ebene benennen kann. 

Damit können dann – möglichst zeitlich 
befristet - auch Wünsche nach Rück­
sichtnahme bei Arbeitstätigkeiten und 
Anforderungen einhergehen. Dies setzt 
die Einleitung eines Kommunikations­
prozesses über das „was geht“, wo sich 
auf Einschränkungen eingestellt werden 
sollte und wo auch betriebliche Grenzen 
sind, voraus.

Dieser Prozess ist meist schon übliche 
Praxis bei einer stufenweisen Wieder­
eingliederung: der Beschäftigte befin­
det sich in einer Eingliederungsphase 
und sollte schrittweise immer weiter an 
eine durchschnittliche Arbeitsfähigkeit 
herangeführt werden, bzw. sich selbst 
heranführen. In dieser „Schonzeit“ sollte 
vom Arbeitgeber mehr Rücksichtnahme 
auf die noch krankheitsbedingten Ein­
schränkungen (z.B. Leistungsfähigkeit, 
Belastbarkeit etc.) verlangt werden, als 
es dann nach Beendigung der Wieder­
eingliederung der Fall sein wird. Alle 
Beteiligten sollten sich dabei in regel­
mäßigen Feedbackgesprächen üben. 
Sowohl Fortschritte und Erfolgserlebnis­
se könnten Themen sein, als auch die 
möglicherweise noch eingeschränkte 
Belastbarkeit im Arbeitsbereich.

Generell ist es erschwerend für den 
o. g. Kommunikationsprozess, wenn 
Beschäftigte den Arbeitgeber mit „al­
les oder nichts“ Forderungen kon­
frontieren. Dies wird manchmal unter­
stützt von ärztlichen Attesten, z. B. im 
Anschluss einer medizinischen Reha: 
„Nur wenn ich einen anderen Vorge­
setzten bekomme, kann ich wieder ar­
beiten“ oder „Ich kann nicht mehr mit 
Publikum / im Außendienst arbeiten“. 
Solche Haltungen führen eher zu einer 
Verhärtung im Aushandlungsprozess 
darüber, wie eine gesundheitsverträg­
liche Weiterbeschäftigung aussehen 
könnte. Zusätzlich ist in diesen Forde­
rungen manchmal ein indirekter Vorwurf 
an den Arbeitgeber versteckt: „diese 
Arbeitsbedingungen haben mich krank 
gemacht!“. In der stufenweisen Wie­
dereingliederung kann auf solche ab­
soluten Wünsche noch eher Rücksicht 
genommen werden.
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Manchmal allerdings gibt es auch deut­
liche medizinische Indikatoren, die ab­
solute Regelungen längerfristig notwen­
dig erscheinen lassen (z.B. Verbot von 
3-Schicht-Betrieb einschl. Nachtdienst 
nach einer Psychose-Erkrankung). Aber 
auch solche Einschränkungen sollten 
immer vor dem individuellen Arbeitshin­
tergrund betrachtet werden; auch hier 
kann eine zeitliche Befristung zunächst 
ein hilfreiches Argument für die Umset­
zung der besonderen Regelungen sein.

Kritischer zu sehen sind gesundheit­
liche Einschränkungen, die gravierende 
Grenzen und Verbote in der Ausübung 
der bisherigen Arbeitstätigkeit zur Folge 
haben: z. B. die notwendige Einnahme 
von Medikamenten, die wiederum eine 
berufsbedingte Betätigung von Ma­
schinen oder das Führen von Fahrzeu­
gen verbieten. Hier gibt es sicherlich 
„Graubereiche“, die eine arbeitsmedi­
zinische Beratung notwendig machen. 
Auch hier gilt allerdings gegenüber 
dem Arbeitgeber: die Auswirkungen 
der Erkrankung (z. B. Medikamenten­
einnahme mit bestimmten Wirkungen) 
sind wichtig, nicht die Diagnose.

Susanne Mustermann musste erst eine 
mehrwöchige Arbeitsunfähigkeitszeit 
und einen Aufenthalt in der psychoso­
matischen Rehaklinik durchlaufen, ehe 
sie sich traute von ihrer Erkrankung 
dem Chef zu berichten. Dies fand im 
Rahmen eines Vorbereitungsgesprä­
ches zur Wiedereingliederung statt. 
Inzwischen hat sie einen GdB von 30, 
ist gleichgestellt und wird vom IFD 
unterstützt.

www.arinet-hamburg.de
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ARINET GmbH
Schauenburgerstraße 6, 20095 Hamburg
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Tel. 0 40/38 90 45-57
nikolai.magdalinski@arinet-hamburg.de

Sinziger Schlossgespräche II   

Fachtagung zum BTHG-Entwurf: 
Das Wichtigste fehlt!

Zum Thema Novellierung des SGB 
IX und ihre Auswirkung auf die SBV 
lud Hans Diedenhofen, Vorsitzen­
der der BbSD e.V. und Leiter der 
Aus- und Fortbildung des WDR a.D., 
hochkarätige Experten sowie 70 
SBV aus Privatwirtschaft und Ver­
waltungen zu den „Sinziger Schloss­
gesprächen II“ am 19.07.2016 ein. 
Durch den Workshop führte Karin 
Frankhaenel, ehem. Leiterin des 
LVR-Integrationsamts in Köln und 
stellv. Vorsitzende im Vorstand der 
BIH.
 
Das Wichtigste fehlt
Prof. Franz Josef Düwell stellte in sei­
nem Impulsreferat fest, dass der Ge­
setzentwurf Licht und Schatten habe. 
Das Wichtigste aber fehle: Eine wie auch 
immer gestaltete Regelung zur Siche­
rung der Beteiligungsrechte der SBV, 
da diese nach bundesweiten Umfragen 

verbreitet nicht beachtet würden und 
der bisher geltende § 95 Abs. 2 SGB 
IX folglich weitgehend seinen Zweck in 
der Praxis verfehle. Kein rechtstreuer 
Arbeitgeber habe was zu besorgen! Das 
könne rechtsvergleichend z.B. auch eine 
Formulierung sein etwa in Anlehnung an 
die kürzlich zum 01.05.2015 ins BGleiG 
aufgenommene Regelung für die von 
den Frauen gewählten Gleichstellungs­
beauftragten. Die rechtzeitige Unter­
richtung sei unerlässlich. Denn Amtstä­
tigkeit gehe denklogisch nur, wenn die 
im Gesetz festgeschriebenen Unterrich­
tung erfolge. Nur so könne die SBV ei­
nen wesentlichen Beitrag zur Inklusion 
im Arbeitsleben nach den Vorgaben der 
UN-BRK leisten.

Bei dieser Kernforderung handele es 
sich gerade nicht um Mitbestimmung, 
sondern um eine reine Absicherung 
ihrer eh schwachen Anhörungsrechte. 
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Die SBV haben nie ein Mitbestimmungs­
recht gehabt und fordern dies auch nicht, 
da im Gegensatz zum Betriebsrat nicht 
Träger der Mitbestimmung. Und das sei 
auch gut so.
 
Klausel für Beteiligungsrechte nicht 
mehrheitsfähig im Parlament
Dr. Rolf Schmachtenberg, Abteilungs­
leiter V im BMAS, stellte u.a. den Rah­
men und die Eckpunkte des Gesetzge­
bungsverfahrens fachkundig dar und 
ging auch gezielt auf Fragen zum BEM 
sowie zur Inklusionsvereinbarung ein. 
Für eine Klausel zur effektiven Absiche­
rung der Beteiligungsrechte der SBV, 
wie von weit über hundert Verbänden/
Organisationen sowie von allen Behin­
dertenbeauftragten der Länder einhel­
lig gefordert, sehe er momentan keine 
Mehrheitsfähigkeit im Parlament. Es sei 
aber wichtig, dass die SBV ihre Stimme 
einbringe zu diesem Konzept.
 
Vorschlag für Stärkung der Beteili­
gungsrechte
Kerstin Tack, behindertenpolitische Spre­
cherin der SPD-Bundestagsfraktion, 
veranschaulichte aus eigener Erfahrung 
und vielen Gesprächen eine vielfach po­
sitive Entwicklung der Zusammenarbeit 
zwischen SBV und BR/PR der letzten 

20  Jahre, deren Vernetzung, um sich 
auszutauschen und sich gegenseitig zu 
unterstützen, sowie die herausragende 
Bedeutung der SBV-Schulungen. Zu­
sammen mit dem Justitiar der SPD-Frak­
tion, Matthias Bartke, sei ein eigener Vor­
schlag entwickelt worden zur Gestaltung 
der Absicherung der Beteiligungsrechte 
der SBV. Nach intensiven Diskussio­
nen mit Gewerkschaften, DGB und IG-
Metall sei man sich einig, dass dies ein 
tragfähiger Kompromiss sein könne, um 
verbreitete Nichtbeteiligung der SBV ein­
zudämmen und entgegenzuwirken. Die 
SPD werde mit diesem Vorschlag in das 
parlamentarische Verfahren einsteigen.
 
SBV kümmern sich um wichtigstes 
Potential im Unternehmen
Uwe Schummer, MdB, Beauftragter 
für Menschen mit Behinderungen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion stellte 
exemplarisch klar: Die SBV kümmere 
sich um das wichtigste Potential der Un­
ternehmen, den Mitarbeiter. Sie sichere 
Innovation und Produktivität. Sie belaste 
nicht, sie entlaste die Unternehmen. Die 
SBV mit ihrer sozialen Kompetenz siche­
re in Unternehmen und Verwaltungen 
z. B. durch betriebliches Gesundheits­
management, Frühwarnsysteme und 
betriebliche Eingliederung nach chroni­

scher Erkrankung das Potential der Be­
schäftigten, und trage so zum Unterneh­
menserfolg bei.
 
Freistellungen seien „massiv“ verbessert 
worden. Einerseits durch die Absenkung 
von 200 auf 100 sbM; aber auch mit der 
Neuregelung, bei Bedarf eine Verwal­
tungskraft für bürokratische Arbeiten be­
reitzustellen. Vertrauensleute sollen nah 
bei den Menschen arbeiten und beraten, 
von Verwaltungstätigkeiten entlastet wer­
den. Der Nationale Normenkontrollrat 
geht bei der neuen Freistellungsregelung 
durch Absenkung allerdings von lediglich 
353 davon betroffenen Großbetrieben 
aus, einer „Fallzahl von 353“ bundesweit.
 
Es gelte, die gesetzlichen Informations­
rechte mit Leben zu füllen und mehr Ver­
bindlichkeit und Verlässlichkeit zu schaf­
fen als bisher. Gesucht werde eine nicht 
zu lange und nicht zu bürokratische For­
mulierung, wonach bei Nichtbeachtung 
der Beteiligungsrechte der SBV eine 
Maßnahme so lange ruhen soll und erst 
umgesetzt werden kann, bis der Fehler 
geheilt wurde. Und solange dieser Feh­
ler nicht geheilt wurde, diese Information 
nicht stattgefunden hat, kann die Maß­
nahme nicht in Kraft treten. 

Zeitplan für Bundesteilhabegesetz
Das Bundesteilhabegesetz soll Ende 
2016 verabschiedet werden. Dies geht 
aus dem Zeitplan hervor, den das Bun­
desministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) Ende August mitgeteilt hat. 

Das Gesetzgebungsverfahren im Über­
blick:

• �22./23.09. Erste Lesung Bundesteil­
habegesetz

• 28.09. Ausschuss Arbeit und Soziales
• �Bis Mitte Oktober ggf. Kabinettsbe­

schluss über Gegenäußerung usw.
• 30.11. Ausschuss Arbeit und Soziales
• 02.12. Zweite und dritte Lesung
• 16.12. Bundesrat

Beitrag: von Heidi Stuffer
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7. Jahrgang  |  Heft Nr. 3  |  2016� (cartoon)

Die Cartoons im HCP Journal sind von 
Phil Hubbe – Jahrgang 1966, nicht nur 
behindert, sondern auch Magdeburger, 
Ehemann und Vater. Er zeichnet für meh­
rere Tageszeitungen, Zeitschriften und 
Anthologien. Nach Abitur, Grundwehr­
dienst, abgebrochenem Mathematikstu­
dium, Schichtarbeit im Keramikwerk und 
Ausbildung zum Wirtschaftskaufmann 

hat er 1992 aus der Zeichnerei einen 
Beruf gemacht. 1985 erkrankte er an 
Multipler Sklerose (MS). Von Freunden 
ermutigt, machte er schließlich auch sei­
ne Krankheit zum Thema der Cartoons. 
„… Reaktionen auf die Bücher bewei­
sen, dass es vor allem Behinderte selbst 
sind, die sich daran ergötzen, dass sie 
statt Mitleid endlich einmal Spott ernten. 

Auch das scheint ein vermisstes Stück 
Normalität zu sein.“ 
Die Resonanz auf die Cartoons ist groß 
und gerade aus dem Kreis der Betroffe­
nen sehr positiv, da frei von Betroffen­
heitsgetue. Die Bilder sind in zahlreichen 
Ausstellungen bundesweit zu sehen.  

www.hubbe-cartoons.de
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